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Kapitel  1 

Bestimmung des Untersuchungsgegenstandes 

I. Entwicklung der Fragestellung 

1. Die Kulturhoheit der Länder 

In der Diskussion in Politik und Rechtswissenschaften ist, wenn die Sprache auf 
die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern im Allgemeinen und auf die 
Kompetenzverteilung im Bereich von Kunst und Kultur im Besonderen kommt, ge-
meinhin die Rede von der „Kulturhoheit der Länder". Diese Wendung begegnet so-
wohl als Aufsatztitel1 als auch als Titel eines Tagungsvortrags2. Auch in der politi-
schen Auseinandersetzung wird der Verweis auf die Kulturhoheit der Länder ver-
wendet, auf der einen Seite, um Kompetenzansprüche zu untermauern,3 auf der an-
deren Seite, um eine Rücksichtnahme auf die Länderzuständigkeiten zu beteuern.4 

In der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts  ist der Begriff  der Kultur-
hoheit der Länder ebenfalls zu finden. Das Gericht bewertet die Kulturhoheit als ein 
Kernstück der Eigenstaatlichkeit der Länder.5 Diese Feststellung ist in Zu-
sammenhang mit den Entscheidungen des Gerichts zu sehen, in denen es konsta-
tiert, dass die Länder im Bundesstaat nur dann ihre Staatsqualität behielten, wenn 
ihnen ein Kern eigener Aufgaben als „Hausgut" verbliebe.6 Mit dem Herausstellen 

1 Vgl. beispielsweise Geis , Die „Kulturhoheit der Länder", DÖV 1992, 522 ff. 
2 Vgl. Häberle , Kulturhoheit im Bundesstaat - Entwicklungen und Perspektiven, in: 50 Jah-

re Herrenchiemseer Verfassungskonvent, 1999, S. 55 ff.  Vgl. auch die Diskussion der entspre-
chenden Arbeitsgruppe, ebenda, S. 153 ff. 

3 Vgl. FAZ v. 2.3.2000, S.49 Jeder Schritt, den der Staatsminister [gemeint ist der Beauf-
tragte der Bundesregierung für Kultur und Medien] macht, führt  an Fettnäpfchen, auf denen 
»Achtung: Kulturhoheit der Länder steht'." Die Äußerung des ehemaligen Staatsministers 
Naumann, die Kulturhoheit der Länder sei „Verfassungsfolklore",  löste Entrüstung aus. Dazu 
auch Weflng , FAZ v. 21.3.2001, S. 67. Vgl. auch Breitenbach , Kulturpolitik aus der Sicht der 
Bundesländer, in: Festschrift  v. Köckritz, S. 119 ff. 

4 So wird in der Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und Bündnis 90/Die Grünen zur Re-
gierungsbildung nach der Wahl zum 14. Deutschen Bundestag die Bundeskulturpolitik beson-
ders hervorgehoben und gleichzeitig betont, dass die Kulturhoheit der Länder gewahrt werde, 
Koalitionsvereinbarung v. 20.10.1998, abgedruckt in ZRP 1998,485,500. Vgl. dazu Bischoff, 
ZRP 1999, 240, 242. 

5 BVerfGE 6, 309 (346 f.), insbesondere für die Hoheit auf dem Gebiet des Schulwesens; 
auch BVerfGE 12, 205 (229). 

6 BVerfGE 34, 9 (19f.); auch BVerfGE 87, 181 (196). 
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von Voraussetzungen für die Staatsqualität der Länder wird der Bezug zur Ewig-
keitsklausel des Art. 79 Abs. 3 GG hergestellt, der die Staatsqualität der Länder ver-
bürgt.7 Die Kulturhoheit als „Kernstück der Eigenstaatlichkeit der Länder" rückt so-
mit in den Kreis der durch Art. 79 Abs. 3 GG verbürgten Verfassungselemente. 

Die Literatur beruft  sich immer wieder auf diese Entscheidungen.8 Die Bezug-
nahme auf den dort verwendeten Begriff  der „Kulturhoheit" soll eine „kompakte 
Materie"9 ausweisen, die in die Zuständigkeit der Länder fällt. 10 Verbunden mit der 
„Hausgutformel" kann vor dem Hintergrund des Art. 79 Abs. 3 GG auf diese Weise 
gegen eine „Erosion der Ländereigenstaatlichkeit"11 argumentiert werden.12 Dabei 
wird jedes Tätigwerden des Bundes im Bereich von Kunst und Kultur kritisch gese-
hen, da in diesem Aufgabenfeld  eine Kompetenzverschiebung die Länder beson-
ders empfindlich treffe. 13 Art. 79 Abs. 3 GG bietet jedoch keine effektive  Handhabe 
gegen eine Ausweitung der Bundesaktivitäten im Bereich von Kunst und Kultur.14 

Die Ewigkeitsklausel schützt nicht bestimmte einzelne Kompetenzen der Länder. 
Sie sichert lediglich einen gewissen Bestand, das heißt ein quantitatives Minimum, 
an Zuständigkeiten zur eigenständigen Wahrnehmung.15 Allenfalls bei einer sum-
marischen Betrachtung der vom Bund wahrgenommenen Zuständigkeiten ist eine 
im Hinblick auf Art. 79 Abs. 3 GG bedenkliche Kompetenz Verlagerung annehmbar. 
Eine einzelne Kompetenz, die der Bund ausübt, kann nicht zur Feststellung einer 
Verletzung der Ewigkeitsklausel führen. 16 

Die Verwendung des Begriffs  der Kulturhoheit der Länder ist denn auch erhebli-
cher Kritik ausgesetzt. Diese wendet sich zunächst gegen die Bezeichnung des staat-
lichen Handlungsbereichs Kunst und Kultur als „Hoheit". Durch diese Terminolo-
gie werde im Bereich von Kunst und Kultur, der sich grundsätzlich durch seine 
Staatsferne auszeichne, der Eindruck von obrigkeitsstaatlichem Handeln oder von 
Handeln mit staatlicher Zwangsgewalt erweckt.17 Insofern muss klargestellt werden, 
dass mit der Verwendung des Begriffs  der Kulturhoheit kein wörtliches Verständnis 

7 Zu Art. 79 Abs. 3 GG als Garantie für die Eigenstaatlichkeit der Länder s. Dreier,  in: Drei-
er, Art. 79 III Rdnr. 39; Isensee, HbStR IV, §98 Rdnr. 261 ff.;  Lücke,  in: Sachs, Art. 79 
Rdnr.26f.;  Maunz/Dürig,  in: Maunz/Dürig, Art. 79 Rdnr. 33. 

8 Vgl. etwa Hufen,  BayVBl. 1985, 1. 
9 So Heintzen,  DVB1. 1997, 689, 692. 
10 Isensee, HbStR IV, § 98 Rdnr. 213, sieht darüber hinaus in der Rede von der Kulturhoheit 

der Länder deswegen „verfassungsrechtlichen  Sinn", weil mit dem Begriff  der Kulturhoheit 
eine Vielzahl von Länderkompetenzen zusammengefasst und ein Wirkungsfeld gekennzeich-
net werde, das dem deutschen Föderalismus Sinn gebe. 

11 Erbguth,  Erosion der Ländereigenstaatlichkeit, S. 549 ff.  Ebenso Eiselstein,  NVwZ 1989, 
323. 

12 Vgl. z.B. Geis,  DÖV 1992, 522, 528. 
13 Isensee, HbStR IV, § 98 Rdnr. 275. 
14 Saröevic,  Bundesstaatsprinzip, S. 257; Schmalenbach,  Föderalismus und Unitarismus, 

S.48. 
15 Isensee, HbStR IV, §98 Rdnr.272; Schmalenbach,  Föderalismus und Unitarismus, S.48. 
16 So auch Eiselstein,  NVwZ 1989, 323; Geis,  DÖV 1992, 522, 528. 
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des Hoheitsbegriffs  impliziert ist.18 Gemeint mit „Hoheit" als Bestandteil des Be-
griffs  der „Kulturhoheit" ist die Befassungsbefugnis  des Staates, seine Kompe-
tenz.19 

Im Übrigen wird aber den Ländern vorgeworfen,  sie verwendeten den Verweis auf 
die Kulturhoheit als Hausgut ihrer Eigenstaatlichkeit „geradezu mystifizierend" 20, 
um gegen die kompetenzrechtliche Zulässigkeit von kulturpolitischen Aktivitäten 
des Bundes zu argumentieren. Die Länder seien nicht für alle Aufgaben des Kultur-
bereichs zuständig, auch der Bund besitze in diesem Sektor Kompetenzen.21 Im Ge-
genzug wird der Begriff  der „Kulturhoheit des Bundes"22 eingeführt,  um die Berech-
tigung des Bundes zur Entfaltung kulturpolitischer Aktivitäten zu verdeutlichen. 

In der Tat liegt in der Verwendung des Terminus' „Kulturhoheit der Länder" eine 
gewisse Verallgemeinerung.23 Einigkeit besteht darin, dass im Bundesstaat, der 
durch das Grundgesetz konstituiert wird, die Länder den Schwerpunkt der Kompe-
tenzen bezüglich Kunst und Kultur, besitzen.24 Diese mengen- und schwerpunktmä-
ßige Verteilung der Kompetenzen zugunsten der Länder lässt sich zwar zusammen-
fassend als Kulturhoheit bezeichnen.25 Das heißt aber nicht, dass dem Bund inso-
weit keinerlei Zuständigkeiten zukämen.26 Zumindest punktuell sind nach der Ver-
fassungslage auch dem Bund Kompetenzen im Bereich von Kunst und Kultur zuge-
wiesen.27 In der Rede von der Kulturhoheit der Länder liegt deshalb eine Verkür-
zung der differenzierten  Verteilung der Kompetenzen auf Bund und Länder.28 Somit 
ist es auch nicht ausreichend, für die Begründung einer konkreten Kompetenz zu-
gunsten der Länder unspezifiziert  auf ihre Kulturhoheit abzustellen.29 Es ist nicht zu 
leugnen, dass die Formulierung der Kulturhoheit die Gefahr in sich birgt, die verfas-

17 Maunz,  Festschrift  Müller, S. 257, der den Begriff  „Kulturbereich" vorschlägt. Geis 
schlägt vor, von einem verfassungsrechtlichen  Kulturauftrag  der Länder zu sprechen, Geis, 
DÖV 1992, 522, 524. In die gleiche Richtung Häberle,  Kulturverfassungsrecht,  S.55. 

18 So auch Häberle,  Kulturhoheit, S.76. 
19 So auch Maunz,  Festschrift  Müller, S. 257 f.; ebenso Di Fabio,  Eingangsstatement, S. 153; 

Häberle,  Kulturhoheit, S.76. 
20 Hense, DVB1. 2000, 372, 379. 
21 Maihof  er,  HbVerfR, §25 Rdnr.64f.;  Maunz,  Festschrift  Müller, S.258. 
2 2 So der Titel der Arbeit von Köstlin  aus dem Jahr 1989, in der detailliert die Zuständigkei-

ten des Bundes im Bereich von Kunst und Kultur aus der Verfassung herausgearbeitet werden. 
Vgl. auch schon Maunz,  Festschrift  Müller, S. 258. 

2 3 Von einer verkürzenden Bezeichnung sprechen Isensee, HbStR IV, § 98 Rdnr. 213; März, 
in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Art. 30 Rdnr. 22. 

2 4 Für alle Dittmann,  Art. Kulturverfassungsrecht,  Sp.775. 
25 Oppermann,  Kulturverwaltungsrecht, S.556; Rozek,  in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Art. 70 

Rdnr. 11 („verfassungsrechtliche Façon de parier"); Thieme,  Kulturordnung im GG, S.62. 
2 6 Gegen ein „Kulturmonopol der Länder", Hense, DVB1. 2000, 372, 380. S. auch Isensee, 

HbStR IV, §98 Rdnr. 213. 
27 Rozek,  in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Art. 70 Rdnr. 11. 
28 Isensee, HbStR IV, § 98 Rdnr. 213. 
29 Rozek,  in: v. Mangoldt/Klein/Starck, Art. 70 Rdnr. 11. 


